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Warum die Deutsche Bahn Alkohol von

ihren Bahnhöfen verbannen will
Die DB will offenen Alkoholkonsum an 5.400 Bahnhöfen untersagen. Die Hausregel kann

Konflikte früher greifbar machen; ihre Wirkung auf Gewalt bleibt ohne unabhängigen

Kausalnachweis offen.
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THESE DER AUSGABE

Das Alkoholkonsumverbot kann Bahnflächen ordnen und Störungen

begrenzen; eine weitergehende Sicherheitswirkung muss die Bahn getrennt

und standortbezogen belegen.

Hinweis zur Entstehung und Prüfung: Dieser Beitrag wurde

vollständig mit künstlicher Intelligenz (KI) erstellt. Ein se-

parater KI-Prüfprozess wurde erfolgreich abgeschlossen.

Diese Fassung wurde vollständig menschlich-inhaltlich ge-

prüft von Auftraggeber. Angaben können fehlerhaft, unvoll-

ständig oder nicht mehr aktuell sein. Prüfen Sie wichtige

Aussagen bitte selbst. Mehr über die Arbeitsweise unserer

KI-Redaktion erfahren Sie hier → Nachweise dieser Fassung

→

KI-PRÜFUNG Bestanden

MENSCHLICHE PRÜFUNG Vollständig inhaltlich geprüft

ÖFFENTLICHE FASSUNG Nicht aufgezeichnet

ERSTVERÖFFENTLICHUNG 05.08.2026, 00:00

LETZTE INHALTLICHE ÄNDERUNG 05.08.2026, 08:59

FEHLERHINWEIS Möglichen Fehler melden

Worum es geht

Wer künftig auf einem Bahnsteig ein Bier öffnet,

soll damit rechnen müssen, den Bahnhof zu ver-

lassen. Die Deutsche Bahn hat am 21. Juli angekün-

digt, den Alkoholkonsum schrittweise an allen

5.400 Bahnhöfen zu untersagen. Bis zum 15. Okto-

ber 2026 soll die Regel überall gelten.[1] Geschlos-

sene Flaschen dürfen Reisende weiter mitnehmen,

die Bahnhofsgastronomie darf weiter ausschen-

ken. Bei einem Verstoß ist zunächst ein Platzver-

weis vorgesehen, also die Aufforderung, den Bahn-

hof oder den betroffenen Bahnhofsbereich zu ver-
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lassen. Im Wiederholungsfall nennt die DB ein

Hausverbot: Die betreffende Person darf die Bahn-

hofsanlage künftig nicht mehr betreten. Beides

sind Maßnahmen der Betreiberin aufgrund ihrer

Hausordnung, keine staatlichen Strafen. Die Regel

zielt damit auf eine sehr konkrete Handlung an ei-

nem klar begrenzten Ort: das Trinken von Alkohol

in den öffentlich zugänglichen Bereichen des

Bahnhofs.

Die Ankündigung klingt größer, als der rechtliche

und praktische Eingriff zunächst ist. Die Bahn er-

lässt kein allgemeines staatliches Alkoholverbot

für den öffentlichen Raum. Sie nutzt ihr Haus-

recht, also ihre Befugnis als Betreiberin, für ihre

Bahnhofsanlagen Nutzungsregeln festzulegen und

durchzusetzen. Ein Mensch darf eine verschlos-

sene Flasche durch die Halle tragen, im Restaurant

ein Glas trinken und nach Verlassen des Bahnhofs

anderen örtlichen Regeln unterliegen. Verboten

wird der Konsum dort, wo die DB ihre Hausord-

nung durchsetzen kann. Diese Grenze entscheidet

darüber, was die Maßnahme leisten kann. Sie kann

Verhalten in Bahnhöfen ordnen, Konflikte um offe-

nen Konsum eindeutiger behandeln und Beschäf-

tigten eine klarere Grundlage für das Einschreiten

geben. Sie kann Ursachen von Gewalt, Abhängig-

keit oder Wohnungslosigkeit außerhalb dieses

Raums nicht bearbeiten.

Genau in dieser Differenz liegt die eigentliche

Nachricht. Die Ankündigung trifft auf einen Si-

cherheitskontext, in dem Gewaltdelikte erneut ge-

stiegen sind. Die Bundespolizei meldete für ihren

gesamten Zuständigkeitsbereich für 2025 einen

weiteren Anstieg, besonders bei Taten gegen Poli-

zeivollzugsbeamte; zugleich ging die Zahl der ins-

gesamt festgestellten Straftaten zurück.[2] Aus die-

ser Entwicklung folgt keine alkoholspezifische Er-

klärung. Sie belegt weder, welcher Anteil der Taten

mit Alkoholkonsum zusammenhing, noch, wie

viele durch ein Konsumverbot im Bahnhof verhin-

dert worden wären. Die Zahlen beschreiben eine

angespannte Lage. Über die Wirkung der neuen

Hausregel sagen sie für sich genommen nichts.

Was sich tatsächlich ändert

Bisher zog die Hausordnung der Bahn eine Verhal-

tensgrenze: Übermäßiger Alkoholkonsum war un-

tersagt. An einzelnen aufgelisteten Bahnhöfen gal-

ten bereits vollständige Konsumverbote.[3] Mit der

angekündigten Ausweitung wird aus dieser örtli-

chen Ausnahme eine allgemeine Regel für DB-

Bahnhöfe. Zugleich verschiebt sich die Schwelle

für ein Eingreifen. Personal muss künftig nicht

erst bewerten, ob der Konsum „übermäßig“ ist.

Schon das offene Trinken kann den Verstoß be-

gründen. Gewalt bleibt unabhängig davon durch

die Hausordnung untersagt. Das neue Verbot

schafft also keine neue Befugnis gegen Gewaltta-

ten; es setzt früher an, bei einem Verhalten, das

mit Störungen und Unsicherheit verbunden sein

kann.

Diese Verschiebung ist praktisch bedeutsam.

„Übermäßig“ verlangt eine Einschätzung: Wie viel

hat jemand getrunken? Wie verhält sich die Per-

son? Ist die Situation bereits störend? Ein vollstän-

diges Konsumverbot formuliert eine beobachtbare

Linie. Eine geöffnete Dose oder Flasche ist leichter

festzustellen als ein Grad der Alkoholisierung. Für

Reisende wird die Regel verständlicher, für Be-

schäftigte grundsätzlich einfacher zu erklären. Aus

einer unscharfen Verhaltensbewertung wird eine

sichtbare Hausordnungsfrage.

Einfacher wird die Durchsetzung damit allerdings

nur auf der Ebene der Regel. Jede konkrete Situa-

tion bleibt menschlich. Ein Platzverweis muss an-

gesprochen, verstanden und gegebenenfalls

durchgesetzt werden. Reisende, Gruppen, Men-

schen mit einer Abhängigkeitserkrankung und

Personen, die den Bahnhof als Aufenthaltsort nut-

zen, reagieren unterschiedlich. Eine eindeutige

Vorschrift beseitigt diese Unterschiede nicht. Sie

verschiebt den Konflikt vom Streit über die er-

laubte Menge zur Frage, ob und wie die Regel be-

folgt wird.

Auch die Ausnahmen zeigen, worauf die Bahn

zielt. Verschlossen mitgeführter Alkohol bleibt er-

laubt. Die Maßnahme richtet sich folglich nicht ge-
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gen den Besitz und nicht gegen die Reise mit alko-

holischen Getränken im Gepäck. Gastronomische

Angebote bleiben ebenfalls ausgenommen. Ent-

scheidend ist der ungebundene Konsum in Hallen,

auf Bahnsteigen und in den zugehörigen Berei-

chen. Die Bahn schützt damit zugleich ein kontrol-

liertes, betrieblich eingebundenes Angebot. Das

mag inkonsequent wirken, folgt aber der Logik des

Hausrechts: Reguliert wird eine Nutzungsform des

Bahnhofs, nicht das Produkt Alkohol an sich.

Sichtbarkeit ist ein eigener
Sicherheitsfaktor

Warum setzt die Bahn gerade dort an? Starker Al-

koholkonsum ist in einem Bahnhof unmittelbar

sichtbar. Menschen nehmen Gruppen, Lautstärke,

unberechenbare Bewegungen oder offen herum-

stehende Flaschen wahr, lange bevor eine Straftat

geschieht. Diese Eindrücke prägen, ob ein Weg, ein

Bahnsteig oder eine Halle als sicher erlebt wird.

Für einen Verkehrsort ist dieses Erleben betrieb-

lich relevant. Wer sich fürchtet, weicht aus, wartet

anderswo, meidet bestimmte Zugänge oder fühlt

sich auf der Reise allein gelassen.

Die Fachstudie „Sichere Bahnhöfe für alle“ verbin-

det wahrgenommenen starken Alkoholkonsum

mit einem geringeren Sicherheitsempfinden. Si-

cherheitsempfinden bezeichnet die subjektive

Wahrnehmung, ob Menschen einen Ort als sicher

erleben.[4] Es ist getrennt von registrierten Strafta-

ten und der objektiven Kriminalitätsbelastung zu

betrachten. Der Befund warnt entsprechend vor ei-

ner bequemen Gleichsetzung: Ein Ort, der als unsi-

cher erlebt wird, weist deshalb nicht automatisch

objektiv mehr Kriminalität auf. Beide Ebenen sind

wichtig, doch sie verlangen unterschiedliche

Nachweise. Das Verbot kann die sichtbare Situa-

tion verändern. Ob zugleich weniger Gewalttaten

geschehen, muss gesondert gemessen werden.

Diese Trennung ist keine akademische Feinheit.

Sie schützt vor zwei Fehlschlüssen. Der erste wäre,

das Unbehagen von Reisenden geringzuschätzen,

weil keine Straftat vorliegt. Ein Bahnhof erfüllt

seine Funktion schlechter, wenn Menschen ihn

aus Angst nur widerwillig nutzen. Der zweite

wäre, jedes Unbehagen als Beweis für eine objek-

tive Gefahr zu behandeln. Das kann Gruppen pau-

schal verdächtigen und eine Maßnahme mit Erfol-

gen schmücken, die gar nicht belegt sind. Eine se-

riöse Bewertung hält beide Perspektiven gleichzei-

tig aus: Das Sicherheitsempfinden zählt, und Kri-

minalitätswirkung braucht belastbare Daten.

Die Bahn hat daher einen nachvollziehbaren be-

trieblichen Grund, den sichtbaren Konsum zu be-

grenzen. Bahnhöfe sind Durchgangsorte und Auf-

enthaltsräume zugleich. Auf engem Raum treffen

Eilige, Wartende, Beschäftigte, Gewerbetreibende

und Menschen aufeinander, die dort längere Zeit

verbringen. Schon ohne Straftat können Laut-

stärke, Ansprachen, Müll oder Streit darüber, wer

welchen Raum beansprucht, die Nutzung erschwe-

ren. Alkohol kann solche Situationen begleiten

oder verstärken. Das Konsumverbot setzt an der

sichtbaren Handlung an, die die Betreiberin räum-

lich regeln kann.

Doch Sichtbarkeit ist auch eine Versuchung für Po-

litik und Unternehmen. Was sich leicht erkennen

lässt, lässt sich leicht verbieten und öffentlich er-

klären. Schwieriger sind Faktoren, die im Hinter-

grund wirken: fehlende soziale Kontrolle, wech-

selnde Personalpräsenz, bauliche Unübersichtlich-

keit, lange Wartezeiten oder soziale Not. Die Si-

cherheitsstudie nennt soziale Kontrolle als weite-

ren Faktor des Sicherheitsempfindens. Damit

rückt sie die Menschen und Abläufe im Bahnhof

neben die einzelne Flasche. Ein leerer, schlecht

einsehbarer Zugang kann Unsicherheit erzeugen,

obwohl dort niemand trinkt. Ein belebter, betreu-

ter Ort kann trotz sichtbarer Konflikte handhabba-

rer wirken.

Eine Hausregel ist noch keine
Wirkungsstrategie

Die bundesweite Ausweitung schafft zunächst Ein-

heitlichkeit. Künftig soll dieselbe Grundregel an

kleinen Haltepunkten und großen Hauptbahnhö-
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fen gelten. Das erleichtert Kommunikation: Rei-

sende müssen weniger örtliche Unterschiede ken-

nen, und Beschäftigte können sich auf eine ge-

meinsame Vorgabe berufen. Einheitlichkeit ist

aber noch kein Beleg für gleiche Wirkung. Ein

Bahnhof mit Gastronomie, Nachtverkehr und vie-

len Umsteigenden hat andere Konfliktlagen als ein

kaum besetzter Regionalhalt. Eine Vorschrift kann

überall gleich lauten und dennoch sehr verschie-

den relevant sein.

Die DB verweist dabei auf Erfahrungen an 30

Bahnhöfen, an denen der Alkoholkonsum bereits

verboten sei. Dort habe es nach ihren Angaben we-

niger Gewalt und weniger Müll gegeben. Das ist

eine ausdrücklich zugeschriebene Unternehmens-

behauptung. Das vorliegende Material enthält

keine unabhängigen Vergleichsdaten und damit

keinen Kausalnachweis dafür, dass gerade das Ver-

bot die genannten Veränderungen bewirkt hat.

Deshalb entscheidet sich der Wert der Maßnahme

an ihrer Umsetzung vor Ort. Wo offener Konsum

häufig zu Beschwerden, Streit oder Verunreini-

gung führt, kann eine klare Regel das Eingreifen

erleichtern. Wo kaum Personal anwesend ist,

bleibt die Vorschrift möglicherweise ein Schild.

Wo Menschen nach einem Platzverweis wenige

Meter weiter denselben öffentlichen Raum nutzen,

kann sich das Problem verlagern. Wo Sozialarbeit,

Sicherheitskräfte, Kommune und Verkehrsbetriebe

abgestimmt handeln, kann die Regel Teil eines

größeren Vorgehens sein. Der Text der Hausord-

nung ist bundesweit; die Wirkung entsteht

standortbezogen.

Die vorgesehenen Sanktionen bilden eine Stufen-

folge. Zunächst kommt der Platzverweis, bei Wie-

derholung das Hausverbot. Darin steckt ein ver-

hältnismäßiger Gedanke: Nicht jeder erste Verstoß

führt zur schärfsten Konsequenz. Zugleich hängt

viel davon ab, ob Wiederholungen erkannt und do-

kumentiert werden. An einem großen Bahnhof mit

wechselndem Personal ist das anspruchsvoller als

die Formulierung vermuten lässt. Ein Hausverbot

braucht eine Person, einen konkreten Vorgang und

eine belastbare Durchsetzung. Die bloße Existenz

der Sanktion sagt noch nichts darüber, wie häufig

sie greift.

Auch die Gastronomieausnahme verlangt klare

Kommunikation. Für Reisende ist es schwer ver-

mittelbar, wenn ein Getränk wenige Meter entfernt

erlaubt und auf dem Bahnsteig verboten ist. Die

Bahn muss den räumlichen Unterschied sichtbar

machen. Sonst entstehen Konflikte aus Unkennt-

nis, nicht aus bewusster Missachtung. Hinweise an

Zugängen, verständliche Ansprache und eine er-

kennbare Grenze der Gastronomiebereiche gehö-

ren deshalb zur praktischen Qualität der Regel. Je

eindeutiger die Umgebung, desto weniger muss

Personal im Einzelfall improvisieren.

Hinzu kommt der Übergang zum Zug. Die ange-

kündigte Regel betrifft Bahnhöfe. Der Sicherheits-

kontext umfasst jedoch auch Züge und andere An-

lagen im Zuständigkeitsbereich der Bundespolizei.

Ein Vorfall im Zug belegt nicht die Wirkung einer

Bahnhofsvorschrift. Diese räumliche Trennung

wirkt im Alltag künstlich, weil die Reise als ein zu-

sammenhängender Vorgang erlebt wird. Für die

Bewertung ist sie unverzichtbar. Nur wenn klar ist,

wo eine Maßnahme gilt, lässt sich später prüfen,

welche Veränderungen ihr überhaupt zugerechnet

werden können.

Warum Alkohol und Gewalt getrennt
betrachtet werden müssen

Die öffentliche Debatte verbindet Alkohol schnell

mit Aggression. Für ein konkretes Verbot reicht

diese allgemeine Verbindung als Wirkungsnach-

weis nicht. Die vorliegenden Materialien liefern

keinen kausalen Vorher-Nachher-Vergleich für ein

bundesweites Bahnhofverbot. Sie zeigen einen Si-

cherheitsdruck, beschreiben Wahrnehmungen

und alkoholbezogene Störungen und benennen

Grenzen der Zuständigkeit. Daraus lässt sich eine

begründete Regel ableiten. Daraus lässt sich keine

Garantie ableiten, dass Gewaltdelikte bundesweit

sinken.
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Das ist vor allem eine Frage sauberer Vergleichs-

maßstäbe. Wenn nach Einführung des Verbots we-

niger Taten registriert werden, kann das mehrere

Gründe haben: mehr Personal, andere Reisenden-

zahlen, veränderte Meldungen oder örtliche Ent-

wicklungen. Wenn die Zahlen steigen, beweist das

umgekehrt nicht automatisch die Wirkungslosig-

keit der Regel; vielleicht verhindert sie einzelne Si-

tuationen, während andere Ursachen stärker wer-

den. Eine belastbare Bewertung braucht deshalb

Standorte, Zeiträume und Größen, die vorab defi-

niert sind. Sie muss zwischen Konsumverstößen,

Störungen, Platzverweisen, Hausverboten und Ge-

waltdelikten unterscheiden.

Besonders wichtig ist die Bezugsgröße. Absolute

Fallzahlen an großen Bahnhöfen sind kaum mit

kleinen Stationen vergleichbar. Auch ein Vergleich

vor und nach dem 15. Oktober kann saisonale oder

betriebliche Veränderungen enthalten. Aussage-

kräftiger wären standortbezogene Reihen, die das

tatsächliche Verkehrsaufkommen und die Präsenz

von Personal berücksichtigen. Das Material selbst

liefert solche Kennzahlen nicht. Deshalb bleibt die

Wirkungsthese offen. Diese Offenheit ist kein Ein-

wand gegen die Einführung; sie ist der Auftrag,

nach der Einführung genauer hinzusehen.

Die Bahn sollte auch subjektive und objektive Grö-

ßen getrennt erheben. Befragungen können zei-

gen, ob Reisende weniger starken Alkoholkonsum

wahrnehmen und sich sicherer fühlen. Einsatzda-

ten können zeigen, wie oft Personal wegen offenen

Konsums einschreiten musste. Polizeiliche Daten

können Gewaltdelikte abbilden. Beschwerden und

Beobachtungen von Gewerbetreibenden ergänzen

das Bild. Keine einzelne Größe ersetzt die anderen.

Erst gemeinsam zeigen sie, ob das Verbot sichtbar,

durchsetzbar und sicherheitsrelevant ist.

Die Trennung schützt zudem die Glaubwürdigkeit.

Ein Unternehmen kann eine Hausordnung ändern,

weil es eine bestimmte Atmosphäre in seinen An-

lagen schaffen will. Es muss diese Entscheidung

nicht mit einer unbewiesenen Kriminalitätswir-

kung überhöhen. Eine nüchterne Begründung

wäre stark genug: Offener Alkoholkonsum kann

Nutzungskonflikte und Unsicherheit prägen; eine

einheitliche Regel erleichtert das Eingreifen. Der

weitergehende Anspruch, Gewalt zu senken, bleibt

eine prüfbare Hypothese. Wer beides auseinander-

hält, kann später auch Teilerfolge ehrlich

benennen.

Was lokale Erfahrungen leisten können

Vollständige Konsumverbote gab es bereits an ein-

zelnen Bahnhöfen. Diese Vorläufer erklären, wes-

halb die Bahn die Regel für praktikabel hält. Lo-

kale Erfahrungen können zeigen, welche Hinweise

verstanden werden, wann Personal einschreitet

und welche Konflikte entstehen. Sie können auch

sichtbar machen, ob sich Gruppen verlagern oder

ob Verstöße nach einer Einführungsphase abneh-

men. Im gebundenen Material liegen dafür jedoch

keine vergleichbaren Kennzahlen vor. Aussagen

über einen bewiesenen Erfolg der bisherigen Ver-

bote wären daher zu weitgehend.

Gerade dieser Mangel macht die bundesweite Ein-

führung zu einer Gelegenheit. Die Bahn kann vor

dem vollständigen Start dokumentieren, wie die

Lage an unterschiedlichen Bahnhofstypen aus-

sieht. Danach kann sie dieselben Größen erneut

erheben. Standorte mit bisherigen Vollverboten

könnten als Erfahrungsgruppe dienen, sofern Un-

terschiede in Größe, Lage und Kontrolle berück-

sichtigt werden. Das wäre keine perfekte Versuchs-

anordnung, aber deutlich belastbarer als einzelne

Erfolgserzählungen oder besonders sichtbare

Vorfälle.

Ein sinnvoller Prüfplan beginnt mit der Umset-

zung. Sind die Verbotsbereiche klar ausgeschil-

dert? Wissen Beschäftigte, welche Ausnahme für

Gastronomie und verschlossene Flaschen gilt? Wie

häufig erfolgen Ansprachen, Platzverweise und

Hausverbote? Werden Wiederholungsfälle konsis-

tent erkannt? Diese Fragen messen, ob die Regel

überhaupt im Alltag angekommen ist. Ohne solche

Angaben bleibt jede Debatte über Wirkung un-

scharf, weil niemand weiß, wie intensiv das Verbot

tatsächlich angewandt wurde.
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Danach folgt die unmittelbare Veränderung des

Ortes. Wird weniger offen getrunken? Verändern

sich Beschwerden, Müll, lautstarke Auseinander-

setzungen oder das Sicherheitsempfinden? Treten

dieselben Situationen an Zugängen oder auf an-

grenzenden Plätzen auf? Diese Ebene liegt näher

an dem, was eine Hausordnung beeinflussen kann.

Erst in einem weiteren Schritt kommt die Frage

nach Gewaltdelikten. Die Reihenfolge verhindert,

dass eine räumlich begrenzte Regel sofort an ei-

nem umfassenden gesellschaftlichen Problem ge-

messen wird.

Lokale Unterschiede sind dabei kein Störfaktor,

den man wegmitteln sollte. Sie sind der Kern der

Analyse. Wenn das Verbot an Bahnhöfen mit stän-

diger Präsenz wirkt und an unbesetzten Stationen

kaum sichtbar wird, wäre das ein Hinweis auf die

Bedeutung der Durchsetzung. Wenn sich das Si-

cherheitsempfinden verbessert, ohne dass Krimi-

nalitätsdaten deutlich reagieren, wäre das eben-

falls ein relevantes Ergebnis. Wenn Konflikte in an-

grenzende Räume wandern, müsste die Kommune

beteiligt werden. Eine bundesweite Regel braucht

eine lokale Lernschleife.

Die Perspektive der Beschäftigten und
Gewerbetreibenden

Die Evaluation einer Hilferuf-App am Bahnhof

Südkreuz beschreibt alkoholbezogene Störungen

aus Sicht von Beschäftigten und Gewerbetreiben-

den. In den qualitativen Befragungen werden

Gruppen mit Alkoholkonsum mit Lärm, Streit,

Müll und weiteren Störungen verbunden. Diese

Perspektive ist wichtig, weil die Befragten den Ort

täglich erleben.[5] Sie sehen wiederkehrende Mus-

ter, müssen Kundinnen und Kunden ansprechen

und tragen Konflikte oft lange vor einem Polizei-

einsatz. Eine klare Konsumregel kann ihnen Ori-

entierung geben. Sie kann festlegen, wann eine Si-

tuation nicht mehr bloß unangenehm, sondern ein

Verstoß gegen die Hausordnung ist.

Gleichzeitig verweist die Untersuchung darauf,

dass Ursachen und Zuständigkeiten über den ein-

zelnen Bahnhof hinausreichen. Genau dort stößt

das Instrument Hausrecht an seine Grenze. Be-

schäftigte können eine Person auffordern, den

Bahnhof zu verlassen. Sie können weder eine

Suchterkrankung behandeln noch einen sicheren

Aufenthaltsort schaffen. Gewerbetreibende kön-

nen Beobachtungen melden, aber keine kommu-

nale Sozialpolitik ersetzen. Sicherheitskräfte kön-

nen eine Regel durchsetzen, doch die Lebenslage

hinter einem wiederkehrenden Konflikt bleibt

bestehen.

Für den Arbeitsalltag zählt daher, was nach einer

Ansprache passiert. Gibt es erreichbare Unterstüt-

zung, wenn jemand gesundheitlich gefährdet

wirkt? Ist klar, wann Sicherheitsdienst oder Bun-

despolizei zuständig sind? Besteht Kontakt zu kom-

munalen Angeboten, wenn dieselben Menschen

regelmäßig betroffen sind? Das gebundene Mate-

rial liefert dafür keinen fertigen Maßnahmenplan.

Es zeigt aber, warum das Alkoholverbot allein zu

kurz greift: Es ordnet den Bahnhof, während ein

Teil der Probleme an seiner Grenze weiterbesteht.

Auch für die Beschäftigten selbst ist eine reine Ver-

botskommunikation riskant. Je stärker die Bahn

das Verbot als Sicherheitslösung darstellt, desto

größer wird die Erwartung, dass das Personal jede

sichtbare Abweichung sofort beseitigt. Eine realis-

tische Kommunikation muss Grenzen benennen.

Ein Platzverweis ist ein Instrument, kein Verspre-

chen eines konfliktfreien Bahnhofs. Personal

braucht klare Abläufe, Rückhalt und eine Eskalati-

onskette. Sonst wird aus einer eindeutigen Vor-

schrift zusätzlicher Druck auf diejenigen, die sie

im direkten Kontakt vertreten.

Die Erfahrung der Gewerbetreibenden kann au-

ßerdem helfen, unbeabsichtigte Folgen zu erken-

nen. Verändert sich der Aufenthalt vor Eingängen?

Entstehen Konflikte an den Grenzen von Gastrono-

mieflächen? Werden bestimmte Zugänge gemie-

den? Solche Beobachtungen sind keine Kriminali-

tätsstatistik, aber sie zeigen früh, wo eine Regel

nachgebessert oder besser erklärt werden muss.

www.ki-meint.de · Ausgabe 026 Seite 6 / 11



Eine gute Evaluation behandelt sie als systemati-

sche Hinweise, ohne einzelne Eindrücke zu

verallgemeinern.

Verlagerung ist eine zentrale Prüffrage

Ein Bahnhof ist kein abgeschlossener Behälter. Er

liegt in einem städtischen oder kommunalen Um-

feld, oft direkt an Plätzen, Haltestellen und Ein-

kaufsstraßen. Wer wegen offenen Konsums den

Bahnhof verlassen muss, verschwindet nicht. Die

Person kann weiterreisen, das Getränk schließen

oder den Konsum außerhalb fortsetzen. Welche

Reaktion überwiegt, entscheidet darüber, ob die

Lage insgesamt ruhiger wird oder sich nur räum-

lich verschiebt.

Verlagerung bedeutet nicht automatisch, dass das

Verbot sinnlos ist. Die Bahn trägt Verantwortung

für die sichere und zugängliche Nutzung ihrer An-

lagen. Sie darf diesen Raum nach nachvollziehba-

ren Regeln ordnen. Eine Verbesserung im Bahnhof

bleibt ein Ergebnis, selbst wenn die Kommune an-

schließend mit einer veränderten Lage vor dem

Eingang umgehen muss. Problematisch wäre es,

diese Folge auszublenden und den Erfolg allein in-

nerhalb der Grundstücksgrenze zu messen.

Deshalb braucht die Einführung eine Abstimmung

mit den Akteuren außerhalb des Bahnhofs. Kom-

munale Sozial- und Suchthilfe bearbeiten Aufga-

ben, die das Hausrecht nicht erreichen kann. Poli-

zeiliche und betriebliche Sicherheitspräsenz de-

cken andere Zuständigkeiten ab. Die passende Zu-

sammenarbeit hängt vom Standort ab. Ein allge-

meines Schema würde die Unterschiede zwischen

Großstadtbahnhof und ländlichem Halt verfehlen.

Verbindlich sollte jedoch sein, dass beobachtete

Verlagerungen erfasst und weitergegeben werden.

Der Begriff Verlagerung darf dabei nicht zur Aus-

rede werden, jede Maßnahme zu unterlassen. Fast

jede räumliche Regel hat Grenzen. Entscheidend

ist, ob die Verantwortlichen diese Grenzen in ihre

Bewertung aufnehmen. Wenn weniger Menschen

in Hallen trinken, Zugänge aber stärker belastet

sind, lautet das Ergebnis weder „voller Erfolg“

noch „vollständiges Scheitern“. Es lautet: Der

Bahnhof wurde geordnet, der Nutzungskonflikt

hat seinen Ort verändert. Daraus folgt ein neuer

Handlungsbedarf für mehrere Stellen.

Was Reisende von der Regel erwarten
dürfen

Für Reisende sollte die unmittelbare Erwartung

bescheiden und konkret sein. Offener Alkoholkon-

sum in den Bahnhofsbereichen soll seltener wer-

den. Personal erhält eine klare Grundlage, frühzei-

tig anzusprechen. Die Regel gilt grundsätzlich an

allen DB-Bahnhöfen, sobald die schrittweise Ein-

führung abgeschlossen ist. Wer Alkohol verschlos-

sen transportiert oder in der ausgenommenen

Gastronomie konsumiert, bleibt innerhalb der ge-

nannten Grenzen erlaubt. Diese Punkte lassen sich

kommunizieren und im Alltag beobachten.

Nicht versprochen ist ein gewaltfreier Bahnhof.

Gewalt war bereits untersagt, und ihre Ursachen

reichen über den offenen Konsum hinaus. Auch

ein konsequent angewandtes Verbot kann spon-

tane Konflikte, psychische Krisen oder gezielte An-

griffe nicht ausschließen. Wer die Maßnahme an

einer absoluten Sicherheitszusage misst, legt ei-

nen Maßstab an, den keine Hausordnung erfüllen

kann. Wer jede Verbesserung des Aufenthaltskli-

mas für nebensächlich hält, unterschätzt wie-

derum die Funktion eines öffentlichen

Verkehrsortes.

Reisende dürfen außerdem Gleichbehandlung er-

warten. Eine einfache Regel gewinnt nur dann Ver-

trauen, wenn sie nachvollziehbar und ohne will-

kürliche Auswahl angewandt wird. Die sichtbare

Flasche ist ein klareres Kriterium als eine Vermu-

tung über Personen. Dennoch können Kontrollen

selektiv wirken. Transparente Hinweise, doku-

mentierte Abläufe und die Konzentration auf be-

obachtbares Verhalten helfen, pauschale Verdäch-

tigungen zu vermeiden. Das Verbot richtet sich ge-

gen Konsum im geregelten Bereich, nicht gegen ei-

nen sozialen Status oder ein Erscheinungsbild.
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Zur Fairness gehört ein angemessener Umgang mit

dem ersten Verstoß. Die angekündigte Stufung be-

ginnt mit einem Platzverweis und sieht das Haus-

verbot für Wiederholungsfälle vor. In der Praxis

sollte die Ansprache verständlich machen, welche

Handlung beanstandet wird und welche Aus-

nahme gilt. Menschen, die eine Flasche lediglich

verschlossen transportieren, dürfen nicht mit

Konsumierenden gleichgesetzt werden. Die Klar-

heit der Regel muss sich in der Klarheit ihrer An-

wendung spiegeln.

Woran Erfolg gemessen werden sollte

Der erste Erfolgsmaßstab ist Reichweite: Gilt die

Regel bis zum 15. Oktober tatsächlich an den ange-

kündigten 5.400 Bahnhöfen, und ist sie dort er-

kennbar? Der zweite ist Umsetzung: Wie oft wird

sie erklärt, wie oft folgen Platzverweise und wie

häufig wiederholte Verstöße zu Hausverboten? Der

dritte betrifft den unmittelbaren Zweck: Gehen

sichtbarer Konsum und alkoholbezogene Störun-

gen in den Anlagen zurück? Erst danach folgen Si-

cherheitsempfinden und Gewaltdelikte als ge-

trennte Ergebnisgrößen.

Diese Staffelung verhindert überzogene Schlussfol-

gerungen. Ein Verbot kann formal eingeführt und

praktisch schwach umgesetzt sein. Es kann konse-

quent umgesetzt werden und den sichtbaren Kon-

sum senken, ohne die Gewaltstatistik messbar zu

verändern. Es kann das Sicherheitsempfinden ver-

bessern, obwohl die registrierte Kriminalität

gleich bleibt. Jede dieser Konstellationen erzählt

eine andere Geschichte. Eine einzige Erfolgszahl

würde sie verdecken.

Wichtig ist auch die Veröffentlichung negativer

oder gemischter Ergebnisse. Wenn die Bahn nur

allgemein von positiven Erfahrungen spricht,

ohne Kennzahlen zu nennen, lässt sich der An-

spruch nicht unabhängig prüfen. Glaubwürdig wä-

ren Angaben zu Zeiträumen, Bahnhofstypen, Kon-

trolldichte und beobachteten Veränderungen. Da-

bei müssen Datenlücken offenbleiben dürfen. Eine

Maßnahme wird nicht schwächer, weil ihre Ver-

antwortlichen Unsicherheit benennen. Sie wird

überprüfbar.

Für Gewaltdelikte braucht es besondere Zurück-

haltung. Der gemeldete Anstieg im Zuständigkeits-

bereich der Bundespolizei bildet den breiten Si-

cherheitskontext. Er ist keine Ausgangsstatistik

speziell für alkoholbezogene Taten in Bahnhöfen.

Eine spätere Veränderung derselben Gesamtzahl

wäre ebenfalls kein sauberer Wirkungsnachweis.

Nötig wären enger definierte, standortbezogene

Daten und ein Vergleich, der andere Veränderun-

gen berücksichtigt. Bis dahin bleibt die Aussage

begrenzt: Die Bahn handelt in einer angespannten

Lage, doch die konkrete Gewaltwirkung ihres Ver-

bots ist offen.

Mehr als eine Hausregel wird das Ver-
bot durch Zusammenarbeit

Das Alkoholkonsumverbot ist zunächst genau das,

was sein Instrument hergibt: eine Hausregel.

Darin liegt seine Stärke. Es formuliert eine klare

Erwartung, setzt vor einer möglichen Eskalation

an und kann Beschäftigten das Einschreiten er-

leichtern. Es beseitigt keine gesellschaftlichen Ur-

sachen und sollte daran auch nicht rhetorisch ge-

messen werden. Der sinnvolle nächste Schritt be-

steht darin, die Regel als begrenzten Baustein in

ein größeres Sicherheitskonzept einzufügen.

Dazu gehören sichtbare und ansprechbare Be-

schäftigte, funktionierende Meldewege und eine

verlässliche Abstimmung mit Sicherheitskräften.

Dazu gehört ebenso der Kontakt zu kommunaler

Sozial- und Suchthilfe, wenn Konflikte mit Abhän-

gigkeit, gesundheitlicher Gefährdung oder fehlen-

den Aufenthaltsmöglichkeiten verbunden sind.

Die Zuständigkeiten unterscheiden sich, müssen

für den Alltag aber zusammenpassen. Ein Reisen-

der erlebt keine Organigramme; er erlebt, ob je-

mand erreichbar ist und angemessen handelt.

www.ki-meint.de · Ausgabe 026 Seite 8 / 11



Auch soziale Kontrolle verdient mehr Aufmerk-

samkeit. Die Fachstudie macht deutlich, dass Si-

cherheitsempfinden nicht allein aus registrierter

Kriminalität entsteht. Belebung, Übersicht und die

Präsenz anderer Menschen prägen einen Ort. Ein

Konsumverbot kann eine belastende sichtbare Si-

tuation reduzieren. Es ersetzt keine Gestaltung,

keine Betreuung und keine verlässliche Präsenz.

An manchen Standorten könnte gerade die Kombi-

nation entscheiden: eine klare Regel, Menschen,

die sie erklären, und Angebote für Situationen, die

sich durch einen Platzverweis nicht lösen lassen.

Die Bahn sollte die Einführung deshalb als lernen-

den Prozess behandeln. Die Frist bis 15. Oktober

markiert das Ende der Ausweitung, nicht das Ende

der Arbeit. Danach beginnt die aussagekräftige

Phase: Wird die Vorschrift verstanden? Wo wird sie

durchgesetzt? Welche unmittelbaren Veränderun-

gen treten auf? Wo wandern Konflikte hin? Welche

Standorte benötigen mehr Personal oder andere

Kooperationen? Wer diese Fragen offen beantwor-

tet, macht aus einer allgemeinen Hausordnung

eine überprüfbare Strategie.

Warum die Wortwahl der Bahn zählt

Die öffentliche Begründung beeinflusst, wie die

Regel später beurteilt wird. Spricht die Bahn vor

allem von Sicherheit, hören viele Reisende ein Ver-

sprechen: Das Verbot werde gefährliche Situatio-

nen verhindern. Der Begriff umfasst jedoch ver-

schiedene Erfahrungen. Er kann das persönliche

Gefühl auf einem Bahnsteig meinen, die Zahl ge-

meldeter Störungen oder die registrierte Gewalt.

Diese Ebenen hängen zusammen, fallen aber nicht

zusammen. Eine genaue Sprache schützt die Maß-

nahme vor Erwartungen, die ihr Instrument nicht

erfüllen kann.

Die belastbare Formulierung beginnt deshalb

beim unmittelbaren Ziel. Die Bahn will offenen

Konsum aus ihren Anlagen heraushalten, eine ein-

deutige Verhaltensgrenze setzen und früher ein-

greifen können. Ob Reisende dadurch weniger be-

lastende Situationen wahrnehmen, lässt sich erfra-

gen. Ob Beschäftigte Konflikte leichter bearbeiten,

lässt sich anhand ihrer Erfahrungen und der Ein-

satzabläufe prüfen. Ob Gewaltdelikte sinken, ver-

langt eine eigene Auswertung. Wer diese Fragen

schon in der Kommunikation trennt, schafft die

Grundlage für eine ehrliche Bilanz.

Ebenso wichtig ist die Beschreibung der betroffe-

nen Menschen. Offener Alkoholkonsum ist eine

Handlung, keine einheitliche Personengruppe.

Manche Reisende trinken unterwegs, manche

Menschen halten sich regelmäßig am Bahnhof auf,

manche sind abhängig, andere Teil einer Gruppe.

Die Hausordnung darf für alle dieselbe Handlung

begrenzen. Aus dem Verstoß folgt keine gemein-

same Ursache und keine gemeinsame Gefährlich-

keit. Diese Unterscheidung bewahrt die Regel vor

Stigmatisierung und lenkt die Aufmerksamkeit auf

beobachtbares Verhalten.

Die Ausnahmen sollten in derselben Klarheit ge-

nannt werden wie das Verbot. Wer eine verschlos-

sene Flasche im Gepäck hat, verstößt nicht gegen

die angekündigte Regel. Wer in der Bahnhofsgas-

tronomie trinkt, fällt unter die dortige Ausnahme.

Diese Punkte sind keine nebensächlichen Details;

sie zeigen den begrenzten Charakter des Eingriffs.

Eine Kommunikation, die nur „Alkoholverbot an

allen Bahnhöfen“ sagt, erzeugt leicht ein umfas-

senderes Bild. Die konkrete Formulierung „Alko-

holkonsumverbot in den Bahnhofsbereichen mit

Ausnahmen“ ist sperriger, aber genauer.

Schließlich sollte die Bahn Wirkung nicht behaup-

ten, bevor sie sie gemessen hat. Sie kann Ziele be-

nennen und erklären, welche Erfahrungen aus lo-

kalen Regeln in die Umsetzung eingeflossen sind.

Ohne vergleichbare Kennzahlen bleiben allge-

meine Erfolgsaussagen jedoch Selbstauskünfte.

Transparenz verlangt keine perfekte Studie vom

ersten Tag an. Sie verlangt, Ausgangslage, Umset-

zung und Ergebnis nicht miteinander zu verwech-

seln. So kann die Öffentlichkeit unterscheiden, ob

eine Vorschrift auf dem Papier steht, im Alltag

greift und den erhofften Unterschied macht.
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Die richtige Erwartung

Warum will die Deutsche Bahn Alkohol an ihren

Bahnhöfen verbieten? Weil offener Konsum sicht-

bar ist, Nutzungskonflikte prägen und das Sicher-

heitsempfinden belasten kann. Weil die bisherige

Schwelle des „übermäßigen“ Konsums im Alltag

Interpretationen verlangte. Und weil eine einheit-

liche Regel früheres und klareres Einschreiten er-

möglicht. Diese Gründe sind durch das vorlie-

gende Material getragen. Sie reichen für eine be-

triebliche Entscheidung.

Ob die Maßnahme darüber hinaus Gewaltdelikte

senkt, ist eine andere Frage. Die verfügbaren Quel-

len beantworten sie nicht. Der erneute Anstieg der

Gewalt im Zuständigkeitsbereich der Bundespoli-

zei beschreibt die Dringlichkeit, nicht die Ursache.

Die fachlichen Befunde trennen wahrgenomme-

nen Alkoholkonsum, Sicherheitsempfinden und

objektive Kriminalität. Die Evaluation aus Süd-

kreuz zeigt zudem, dass Störungen und Zuständig-

keiten über den einzelnen Bahnhof hinausreichen.

Eine seriöse Bilanz muss diese Grenzen bewahren.

Am Ende entscheidet sich der Erfolg an einer

nüchternen Kette: klare Regel, verständliche Aus-

nahmen, faire Durchsetzung, dokumentierte Um-

setzung, getrennte Wirkungsmaße und Zusam-

menarbeit über die Bahnhofsgrenze hinweg. Wenn

weniger offen getrunken wird und Reisende sich

wohler fühlen, ist das ein Ergebnis. Wenn zugleich

Gewalt zurückgeht, braucht dieser weitergehende

Befund eigene Belege. Wenn Probleme vor den

Eingang wandern, muss die Antwort den Ort

mitwechseln.

Das Verbot kann den Bahnhof als Aufenthalts- und

Verkehrsraum ordnen. Genau darin liegt sein rea-

listischer Nutzen. Mehr als eine Hausregel wird es,

sobald die Bahn seine Wirkung transparent prüft

und die Aufgaben anerkennt, die ihr Hausrecht

nicht lösen kann. Dann steht die Maßnahme weder

für ein übergroßes Sicherheitsversprechen noch

für bloße Symbolik. Sie wird zu einem klar be-

grenzten Instrument, dessen Wert sich an nach-

vollziehbaren Veränderungen messen lässt.

Wichtiger Hinweis: Dieser Beitrag ersetzt keine Ein-

weisung, keine Verkehrsregeln und keine eigene Si-

cherheitsprüfung. Für die Nutzung eines Fahrzeugs

bleiben die geltenden Regeln, die konkrete Strecke

und die eigene Fahreignung maßgeblich.
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